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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Entwurf der Kommission der EWG des Programms für 
die mittelfristige Wirtschaftspolitik (1966 bis 1970) 

— Drucksache V/629 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Steinmetz 


Der Entwurf der Kommission der EWG des Pro- | 
gramms für die mittelfristige Wirtschaftspolitik 
(1966 bis 1970) — Drucksache V/629 — wurde mit 
Schreiben des Herrn Präsidenten vom 20. Mai 1966 
dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
federführend, dem Finanzausschuß, dem Ausschuß 
für Arbeit und dem Haushaltsausschuß mitberatend 
zugewiesen. 

Die EWG-Kommission und der Ausschuß für mit- 
telfristige Wirtschaftspolitik geben mit der Vorlage 
dieses ersten Programms für die mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik ihre Vorstellungen bekannt, wie die- 
jenigen Maßnahmen der Mitgliedstaaten entwickelt 
und koordiniert werden sollten, die für das länger- 
fristige Wachstum und die Struktur der Wirtschaft 
der Gemeinschaft bestimmend sein sollten. Die Kom- 
mission hat hierbei insbesondere die Umstrukturie- 
rung und Standortverlagerungen in Erwägung ge- 
zogen, die sich durch den Fortfall der Zollgrenzen, 
die Verwirklichung der Freizügigkeit der Arbeits- 
kräfte und der Niederlassungsfreiheit ergeben könn- 
ten. Noch nicht in Betracht gezogen sind bisher 
Veränderungen, die sich auf Grund einer gemein- 
samen Außenhandelspolitik der Gemeinschaft in 
Zukunft ergeben werden. Der Ausschuß hat es des- 
halb begrüßt, daß die Kommission die Absicht hat, 
das Programm der fortschreitenden Integration anzu- 
passen, um es zu verfeinern und auszubauen. 

Wesentlich erschien es dem Ausschuß, daß als 
Ziel dieses mittelfristigen Programms zu Beginn 
klar herausgestellt wird: optimale Bedingungen, die 
ein stabiles und ausgewogenes Wirtschaftswachstum 
unter gleichzeitiger Wahrung eines hohen Beschäf- 


tigungsstandes zur Sicherung der inneren und äuße- 
ren Stabilität zu schaffen. Der Ausschuß war sich 
bewußt, daß zur Erlangung des Optimums auf die 
Gleichrangigkeit dieser Ziele Wert gelegt werden 
muß, um nicht eine der Zielvorstellungen zu Lasten 
der anderen notleidend werden zu lassen. Die Er- 
reichung dieser Ziele für die Gemeinschaft ist im 
Rahmen einer mittelfristigen Wirtschaftspolitik je- 
doch nur dann möglich, wenn auch die Mitglied- 
staaten ihrerseits bereit sind, bei ihren wirtschafts- 
und finanzpolitischen Entscheidungen die von der 
Kommisson gegebenen Anregungen zu berücksich- 
tigen. Der Ausschuß nimmt an, daß die Mitglied- 
staaten, die durch ihre Mitarbeit im Ausschuß für 
mittelfristige Wirtschaftspolitik an der Vorbereitung 
des Programms und durch Beschlußfassung im Rat 
aktiv beteiligt sind, zunehmend zu einem solchen 
Gemeinschaftsverhalten unbelastet von administra- 
tiven Maßnahmen veranlaßt werden. 

Der Ausschuß hatte, was die Vorausschau, auf der 
das mittelfristige Programm beruht, angeht, gewisse 
Bedenken. Es fehlen noch Methoden und Statistiken, 
auf deren Grundlage solche Daten ermittelt werden 
können, die eine für die Gemeinschaft gültige Aus- 
sagekraft haben. Der Ausschuß befürchtet, daß 
wegen 

a) der unterschiedlichen Ausgangssituation der 
einzelnen Mitgliedstaaten, einige Mitgliedstaaten 
arbeiten schon längere Zeit mit vorausschauen- 
den Projektionen, andere, wie z. B. die Bundes- 
republik entwickeln erst jetzt eine eigene Vor- 
stellung auf diesem Gebiet, 
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b) der noch mangelnden Nachprüfbarkeit und Ver- ^ 
gleichbarkeit der vorgelegten Zahlen, 

c) der noch zu entwickelnden gemeinschaftlichen 
methodischen und statistischen Basis für Voraus- 
schauen, 

d) der noch bestehenden Unmöglichkeit für die Ge- | 
meinschaft Alternativrechnungen mit einer für i 
alle Mitglieder gleichen und vergleichbaren Aus- 
sagekraft durchzuführen 

diese Vorausschau nur als Anfang gewertet werden 
kann. 

Aus diesen Erwägungen hat der Ausschuß für | 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen und auch im j 
Hinblick darauf, daß er sich für den Bereich der Bun- j 
desrepublik im Zusammenhang mit der Beratung des 
Stabilitätsgesetzes, der mittelfristigen Finanzplanung 
und auch bei der Erörterung des diesjährigen Sach- 
verständigengutachtens mit der Gesamtproblematik 


einer mittelfristigen Vorausschau wird beschäftigen 
müssen, davon abgesehen, zu der Vorlage im ein- 
zelnen Stellung zu nehmen. Der Ausschuß wird 
vielmehr bei der Erörterung der nationalen Vor- 
lagen, die sich mit der Problematik einer mittel- 
fristigen Vorausschau beschäftigen, dies auch im 
Hinblick auf die Gemeinschaft tun, um das in der 
Bundesrepublik zu entwickelnde Verfahren auch in 
der Gemeinschaft anwendbar zu machen. Aus die- 
sen Überlegungen empfiehlt Ihnen der Wirtschafts- 
ausschuß in Übereinstimmung mit dem mitbeteilig- 
ten Finanzausschuß und Ausschuß für Arbeit von der 
Vorlage ohne besondere Bemerkungen Kenntnis zu 
nehmen. 

Bei der Abfassung dieses Berichtes lag die Stel- 
lungnahme des Haushaltsausschusses noch nicht vor. 
Sollte der Ausschuß zu einem abweichenden Ergeb- 
nis kommen, wird der Bericht im Plenum ergänzt 
werden. 


Bonn, den 12. Dezember 1966 


Dr. Steinmetz 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von der Vorlage — Drucksache V/629 — Kenntnis 
zu nehmen. 


Bonn, den 12. Dezember 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Dr. Steinmetz 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 81. Plenarsitzung am 14. Dezember 1966 
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